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Anmerkungen zum Beitrag 
„Schlüsselentscheidungen und 
-maßnahmen für einen gehaltvol-
len Dialogprozess“ von P. Hocke, 
R. Barth, A. Grunwald, B. Kallen-
bach-Herbert, S. Kuppler, O. Renn 
und M. Reuß
In: TATuP 19/3 (2010)

von Detlef Appel (PanGeo – Geowissen-
schaftliches Büro, Hannover) und Jürgen 
Kreusch (Intac GmbH, Hannover)

1	 Worum geht es?

Mit der Entscheidung der Bundesregierung, so-
wohl die Laufzeiten für Kernkraftwerke zu ver-
längern als auch die Erkundung von Gorleben 
wieder aufzunehmen, sind altbekannte Konflikt-
felder wieder aufgebrochen. Deshalb ist es nach 
Meinung von Hocke et al. notwendig, mit Blick 
auf Gorleben „einen zivilgesellschaftlich ausge-
richteten Dialogprozess mit Stakeholder-Integra-
tion und externer unabhängiger Fachexpertise zu 
eröffnen, um auf dieser Basis belastbare, gegen-
über den Betroffenen faire und vom Verfahren her 
gesellschaftlich als legitim anerkannte Entschei-
dungen zu fällen“. Für einen solchen „gehaltvol-
len Dialogprozess“ sei es u. a. notwendig, vertrau-
ensbildende Maßnahmen in die Debatte einzu-
bringen und einen transparenten und schrittweisen 
Entscheidungsfindungsprozess zu ermöglichen. 
Bei diesem „hochwertigen zivilgesellschaftlichen 
Prozess“ solle es nicht darum gehen, Akzeptanz 
zu schaffen, auch nicht um „Durchregieren“; 
vielmehr sollen in dem angestrebten Prozess mit 
allen Betroffenen „Schlüsselentscheidungen“ ge-
meinsam beraten und verhandelt werden.

2	 Grundlegende Voraussetzungen für eine 
faire Entscheidungsfindung

Die in Hocke et al. vorgeschlagenen Maßnahmen 
zielen darauf ab, die oben dargelegten Absichten 
zu verwirklichen. Dazu ist es nach Meinung der 
Autoren unausweichlich, dass die Politik und 
auch die EVU vertrauensbildende Maßnahmen 
in die „hochkontroverse Debatte“ einbringen. 

Zudem weisen sie darauf hin, dass die Laufzeit-
verlängerung und das Fehlen eines bundesweiten 
Standortauswahlverfahrens die Realisierung des 
Endlagers nicht unbedingt befördern.

Nach unserer Meinung treffen diese Aussa-
gen zwar zu, stehen aber beim gegenwärtigen Sta-
tus des Gorlebenverfahrens in einem unverhält-
nismäßigen Zusammenhang mit dem vorgeschla-
genen „gehaltvollen Dialogprozess“. Warum das 
so ist, soll kurz und auswahlhaft skizziert werden:

Die Durchführung eines „gehaltvollen Dia-
logprozesses“ ist nach dem Stand von Wissen-
schaft bei gesellschaftlich umstrittenen Entschei-
dungsprozessen an die Erfüllung von Vorausset-
zungen gebunden, die in Hocke et al. bedauer-
licherweise nicht als solche formuliert, sondern 
lediglich unter Kapitel „7 Ausblick“ angerissen 
werden. Auch der Begriff „gehaltvoll“ wird in-
haltlich nicht näher erläutert oder gar definiert. 
Daher bleibt unklar, dass Entscheidungsprozes-
se nicht nur thematisch umfassend sein müssen, 
sondern auch allen grundsätzlich beteiligungsbe-
reiten Stakeholdern erlauben müssen, sich ohne 
Vorabpreisgabe eigener Positionen in den Di-
alog- und Entscheidungsprozess einzubringen. 
Übergeordnete Voraussetzung für einen „gehalt-
vollen Dialogprozess“ ist daher die Verständi-
gung aller zuständigen bzw. beteiligungsbereiten 
Stakeholder auf Ablauf und Regeln des Prozes-
ses. Wie die Erfahrung lehrt, ist dies – anders als 
beim Ergebnis eines Entscheidungsprozesses – 
durchaus möglich.

Vor dem Hintergrund der Historie des bis-
herigen Gorlebenprozesses mit seinen teils in-
transparenten, teils umstrittenen Entscheidungen 
müssen als weitere grundlegende Voraussetzun-
gen für eine „streitarme“ Entscheidungsfindung 
im Falle Gorleben angesehen werden:

-- Klärung des Ziels der Entscheidung: In Hocke 
et al. fehlt die unmissverständliche Klarstel-
lung, worum es bei dem Dialogprozess in der 
Sache überhaupt gehen soll. Nach der mehr als 
dreißigjährigen Vorgeschichte des Standortes 
Gorleben erscheint es weltfremd anzuneh-
men, dass kritische Betroffene darüber mitbe-
raten werden, auf welche Art und Weise man 
– ohne Heilung der Verfahrensmängel in der 
Vergangenheit – zu genau diesem Endlagers-
tandort kommt. Aus dem bisherigen Entschei-
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dungsprozess und Äußerungen aus Politik und 
Industrie kann keineswegs zweifelsfrei abge-
leitet werden, dass der in der Vergangenheit 
gerade als nicht ergebnisoffen wahrgenomme 
Entscheidungsprozess Gorleben zukünftig er-
gebnisoffen ablaufen wird. Ohne diese Klar-
heit wird es daher keinen „gehaltvollen Dia-
logprozess“ geben.

-- Vertrauensbildende Maßnahmen: Hier liegen 
Handlungsmöglichkeiten vorrangig bei der 
Bundesregierung. Die Laufzeitverlängerung 
der Atomkraftwerke und der Verzicht auf ein 
neues Auswahlverfahren für Endlagerstand-
orte entsprechend dem Stand von Wissen-
schaft werden hingegen von Betroffenen als 
das Gegenteil zu vertrauensbildenden Maß-
nahmen angesehen.

Solange diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
wird der von Hocke et al. beschriebene gehalt-
volle Dialog- und Entscheidungsprozess schei-
tern, wahrscheinlich nicht einmal in Gang kom-
men. Unter anderem die Erfahrungen mit dem 
AkEnd haben gezeigt, dass erst erhebliche Über-
zeugungsarbeit der verfahrensführenden und 
prozessgestaltenden Institutionen und Personen 
und ein „dialogfreundliches Klima“ dazu führen, 
dass kritische Stakeholder den vorgeschlagenen 
Weg und die zugehörigen Entscheidungsschrit-
te mit gehen. Nicht zuletzt haben dazu der plan-
mäßige Ausstieg aus der Atomkraftnutzung, das 
Gorleben-Moratorium und die Aussicht auf ein 
faires neues Auswahlverfahren beigetragen.

3	 Schlussfolgerung

Der Beitrag von Hocke et al. mag gut gemeint 
sein und beschreibt einige wichtige Aspekte und 
Elemente eines künftigen Entscheidungsprozes-
ses. Er löst aber keines der unter 2. beschriebenen 
Grundprobleme. Die Autoren sind sich offenbar 
darüber im Klaren, dass der Verzicht auf ein 
Auswahlverfahren und die Laufzeitverlängerung 
die Bedingungen für die Umsetzung eines „ge-
haltvollen Dialogprozesses“ nicht gerade beför-
dern. Sie negieren aber eine der Hauptursachen 
für die genannten Probleme, nämlich die mehr 
als 30 Jahre andauernden Auseinandersetzungen 
um den Standort Gorleben und die Endlagerfrage 

allgemein sowie die damit verbundenen Erfah-
rungen von Stakeholdern.

Der Versuch, „Schlüsselentscheidungen und 
-maßnahmen für einen gehaltvollen Dialogpro-
zess“ zu erarbeiten, ohne die Erfüllung grundle-
gender Bedingungen dafür einzuhalten bzw. ein-
halten zu können, muss letztlich in einem tech-
nokratischen Verfahrensvorschlag enden. Das 
zeigt sich auch in der Sprache: Von „gläserne(r) 
Erkundung“ über „roadmap“ und „Transparenz-
initiative“ bis hin zu „Kompetenzzentren“ reihen 
sich Begriffe, die zur Lösung des Kernproblems 
nichts beitragen, sondern – ohne Perspektive auf 
eine einvernehmliche inhaltliche Ausgestaltung 
– lediglich „Expertensprech“ bleiben.
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